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Drucksache Nr. 3390 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 215. Sitzung des Deutschen Bundestages am 

28. Mai 1952 


1. Abgeordneter 

Jahn 


2 , 


Abgeordneter 
Dr. Becker 
(Hersfeld) 


3. Abgeordnete 
Frau Dr. Ilk 


4. Abgeordnete 
Frau Kalinke 


5. Abgeordnete 
Frau Kalinke 


Gedenkt die Bundesregierung für alle Ruhestands-Be- 
amten ein einheitliches Versorgungsrecht einzuführen, 
und wann gedenkt sie es zu tun? 

Wieviel sogenannte Flüchtlingskredite sind bis zum 21. 
Juni 1948 in Reichsmark, wieviel summenmäßig danach 
in Deutscher Mark ausgegeben? 

Wieviel von diesen Krediten in RM und in DM sind 
als verloren zu betrachten? 

Welcher Betrag steht, eingerechnet die ausgeliehenen, 
aber nicht als verloren zu bezeichnenden Kredite, nun- 
mehr für die Zukunft zu Kreditzwecken zur Verfügung, 
und durch welche Behörden bzw. Institute? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung getroffen 
oder gedenkt sie zu treffen, um 

1. die Gebühren der Hebammen überall im Bundes- 
gebiet den heutigen Verhältnissen anzupassen, 

2. allen Hebammen das Mindesteinkommen zu sichern, 
auf das sie nach dem Hebammengesetz Anspruch 
haben ? 

Wann gedenkt die Bundesregierung das Gesetz über die 
Errichtung der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, 
entsprechend dem Beschluß des Bundestages vom 13. 
Dezember 1950, vorzulegcii? 

Was gedenkt die Bundesregierung außer den in der 
Presse veröffentlichten Appellen zu tun, und welche ge- 
setzlichen Maßnahmen wird sie ergreifen, um den Beschluß 
des Bundestages vom 23. Januar 1952 über die Sdiaf- 
fung von Arbeitsplätzen für Jugendliche und ältere An- 
gestellte zu verwirklichen? 


Druäc; Fuciulruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 80, 
und Wiesbaden, Kletzschestrai3e l 



6. Abgeordnete 
Frau Kalinke 


7. Abgeordneter 

Dr. Reismann 


8. Abgeordneter 

Dr, Bertram 


9, Abgeordneter 

Dr. Hoffmann 

(Schönau) 


10. Abgeordneter 
Dr. Miessnpr 


11. Abgeordneter 

Pannenbecker 


Wieviele weibliche Erwerbspersonen gibt es im Bundes- 
gebiet? 

Wieviele weibliche pflichtversicherte Beitragszahler gibt 
es in der Arbeitslosenversicherung? 

Wieviele Frauen sind für die Organe der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung vor- 
geschlagen 

a) von der Bundesregierung 

b) von dem Bundesrat 

c) von den Spitzenvereinigungen der kommunalen 
Selbstverwaltungskörperschaften 

d) von den Gewerkschaften 

e) von den Arbeitgebern,? 

Wieviele Frauen hat der Bundesminister für Arbeit in 
den Vorstand und in den Verwaltungsrat berufen, und 
sind auch die Vorschläge der Minderheiten berücksich- 
tigt? 

Wieviele Frauen wurden inzwischen als Präsidenten von 
Landesarbeitsämtern benannt? 

Bei welchem Lebensalter liegt jetzt die Altershöchst- 
grenze für die Wiedereinstellung von früheren Beam- 
ten des früheren Auswärtigen Amtes? 

Seit wann ist sie so? 

Was ist geschehen, um die Freigabe des Werler Stadt- 
waldes, wie es der Bundestag in seiner 204. Sitzung 
beschlossen hat, zu erreichen? 

Ist dem Herrn Bundesminister der Finanzen bekannt, 
daß die volle Auszahlung der Steuerrückvergütung für 
Exportumsätze in den Bezirken verschiedener überfinanz- 
direktionen erheblich verzögert wird, weil angeblich nidit 
genügend Prüfer zur Verfügung stehen? Wird dadurch 
nicht die beabsiditigte Wirkung der Exportförderung 
erheblich beeinträchtigt? 

Treffen die Pressemeldungen zu, nach denen seitens der 
Bundesregierung beabsichtigt ist, den erforderlich gewor- 
denen Teuerungszuschlag an Beamte in Form eines 
halben Monatsgehalts zu zahlen? 

Welche Gründe sind maßgebend, die Teuerungszuschläge 
nicht — wie bisher — in prozentualen Monatszusdilägen 
zum Grundgehalt zu gewähren? 

Trifft es zu, daß die Pensionäre und 131er von dem 
geplanten Zuschlag ausgenommen werden, und welche 
Gründe sind dafür maßgebend? 

Welche Werke sollen im Zuge der Neuordnung des 
Werkstättenwesens der Deutschen Bundesbahn stillgelegt 
werden? 



12. Abgeordneter 

Dr. Ott 


13. Abgeordneter 

Ritzel 


14, Abgeordneter 
Broiiime 


15. Abgeordneter 
Hotfmanii 
(Lindlar) 


16. Abgeordneter 

Ritzel 

17. Abgeordneter 
Nowack 
(Harburg) 

18. Abgeordneter 

Ähren s 


Ist der Bundesregierung Näheres über das der deutschen 
Öffentlichkeit durch Pressemeldungen zur Kenntnis ge- 
langte Vorhaben der Französischen Regierung bekannt, 
deutsche heimatvertriebene Landwirte auf brachliegen- 
den Höfen in Südfrankreich zwischen Bordeaux und 
Biarritz anzusiedeln? 

Welche Stellungnahme nimmt die Bundesregierung hier- 
zu ein ? 

Ist die Bundesregierung eventuell bereit, für ein solches 
Vorhaben finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen 
und dessen Ausführung zu überwachen? 

Welche Garantien könnte die Bundesregierung über- 
nehmen, um zu gewährleisten, daß durdi eine derartige 
Aktion deutsdies Volkstum nicht verloren geht? 

Was beabsichtigt der Herr Bundesminister für Verkehr 
zu tun, um der Verkehrsgefährdung durch überflüssige 
Rauchentwicklung von Diesel-Kraftfahrzeugen zu be- 
gegnen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung den Ausbau der Bundes- 
straße 207 als wichtigsten Zubringer für die Fährver- 
bindung Großenbrode-Gedser durch Zurverfügungstellung 
von Bundesmitteln beschleunigt in Angriff zu nehmen? 

Wäre die Bundesregierunginsbesondere dann dazu bereit, 
wenn Dänemark durch Einsetzen einer zweiten Fähre sein 
gesteigertes Interesse an dieser Route bekunden würde? 

Wer erhält die Gebühren in Höhe von 50,— bis 
100,- DM von deren Bezahlung nach dem alliierten 
Gesetz Nr. 70 die Amnestie für nicht abgelieferte Jagd- 
gewehre abhängig gemacht wird? 

Hat die Bundesregierung die Absicht und die Möglich- 
keit, diese Gebühren für diejenigen Gewehrbesitzer zur 
Verfügung zu stellen, die ihre Waffen durch Kriegsein- 
wirkung verloren haben? 

Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um der 
drohenden Versteppung der Landschaft am Oberrhein 
zu begegnen ? 

Wcldie Maßnahmen sind von der Bundesregierung er- 
griffen, um bei den Besatzungsmächten zu erreichen, daß 
Manöverschäden in der Lüneburger Heide soweit wie 
irgend möglich vermieden werden? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß das jetzige ameri- 
kanische Hospital in Bremerhaven, welches einen Fas- 
sungsraum von über 500 Kranken hat, seit Jahren ständig 
unterbelegt ist, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um dieses Krankenhaus, welches für die Bevölke- 
rung dringenst benötigt wird und gegen ein kleineres 
Krankenhaus umgetauscht werden soll, von der ameri- 
kanischen Beschlagnahme freizumachen? 



19. Abgeordneter 

Dr. Doris 


20. Abgeordneter 

Dr. Doris 


21. Abgeordneter 
Dr. Becker 
(Hersfeld) 


22. Abgeordneter 
Mebs 


23. Abgeordneter 

Parzinger 


24, Abgeordneter 

Frh. von Aretin 


Wer hat Herrn Oberregierungsrat Käsberger aus Mainz, 
Leiter des dortigen Amtes für Verfassungsschutz, dazu 
autorisiert, am 5. Februar 1952 eine Verlautbarung an 
die Presse zu geben in Sachen Walter Klein, Neuwied 
' — erster Hoch- und Landesverratsprozeß in der Bundes- 
republik — , durch die er nach Kenntnis der Akten also 
wider besseres Wissen, versuchte, audi mich in der öflent- 
lichkeit zu diffamieren? / 

Welche Schritte gedenkt das Bundesinnenministerium zu 
unternehmen, um eine derartig unmögliche Presseverlaut- 
barung einer unterstellten Dienstbehörde zu korrigieren? 

Hat das Bundesinnenministerium mit dem Aufträge an die 
deutsche Polizei direkt oder indirekt etwas zu tun, nach 
dem der Oberst a. D. Hans Ulrich Rudel trotz ordnungs- 
gemäßer Einreisepapiere an dem Betreten westdeutschen 
Bodens gehindert werden soll, sogar eine Uberstellung 
an die US-Amerikaner geplant ist und ein Polizeibeamter, 
der sich weigerte, diesem Befehl nachzukommen, gemaß- 
regelt wurde? 

Wer ist sonst der Verantwortliche für die Erteilung dieses 
Befehls? 

Ist es richtig, daß geplant ist, die Bundesbahn-Haupt- 
verwaltung von Offenbach in den Raum von Köln zu 
verlegen ? 

Bejahendenfalls:W eiche Bundesverwaltungen sollen eigent- 
lich nicht in den Raum Bonn-Köln kommen, und hält 
die Bundesregierung den Raum Bonn-Köln etwa für den 
Mittelpunkt der Bundesrepublik? 

Welche Maßnahmen gedenkt der Herr Bundesminister 
der Finanzen zur Befriedigung der berechtigten Ansprüche 
der Enteigneten im Bereich der neuen militärischen An- 
lagen bei Bitburg, Mötsch und Spang so rasch und um- 
fassend wie möglich zu ergreifen, nach dem bei der Landent- 
eignung zwar eine Entschädigung für den vorjährigen 
Aufwuchs, aber für den Verlust der Existenzgrundlagen 
bisher noch nichts gezahlt worden ist? 

Bis wann ist mit dem Wiederaufbau der drei in mei- 
nem Wahlkreis zerstörten Bahnhöfe zu rechnen, nämlich 
Bahnhof in Traunstein, Landkreis Traunstein, 
Bahnhof in Freilassing, Landkreis Laufen, 

Bahnhof in Bad Reicbenhall, Landkreis Berchtesgaden? 

Ist es richtig, daß der Herr Bundesminister der Finan- 
zen die Aushändigung der Mittel, welche für die Pro- 
gramme der Bundesregierung im Notstandsgebiet (Sa- 
nierungsprogramm) vorgesehen sind, von der Zustimmung 
der Länder zur 40-prozentigen Inanspruchnahme der 
Einkommensteuer abhängig macJit? 


Bonn, den 23. Mai 1952 



